Preußiſche Geſetzſammlung 


1930 | Ausgegeben zu Berlin, den 24. Dezember 1930 | Nr. 41 


(Nr. 13555.) Verordnung über die Koſten in Angelegenheiten der Familiengüter und der Hausvermögen 
(Auflöſungsgebührenordnung). Vom 22, Dezember 1930, 


Auf Grund des Artikels 46 Nr. a des Geſetzes über Anderungen der zur Auflöſung der 
Familiengüter und der Hausvermögen ergangenen Geſetze und Verordnungen vom 22. April 1930 
(Geſetzſamml. S. 51) wird nach Anhörung des Staatsrats und mit Zuſtimmung eines Ausſchuſſes 
des Landtags folgendes verordnet: 


Teil A. 
Koſten der Auflöſungsbehörden. 
J. Abſchnitt. 
Einteilung. 


SL 

(1) Die Erhebung der Koſten (Gebühren und Auslagen) in den Angelegenheiten der Auf- 
löſungsbehörden (Auflöſungsämter für Familiengüter, Landesamt für Familiengüter) richtet ſich: 

1. in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nach den Vorſchriften des II. Ab⸗ 

ſchnitts (SS 2 bis 54), 5 
2. im Verfahren über ſtreitige Anſprüche und im Fideikommißkonkursverfahren nach den 
Vorſchriften des III. Abſchnitts (SS 55 bis 57) dieſer Verordnung. 

(2). Als Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Sinne dieſer Beſtimmungen 
gelten alle Angelegenheiten der Auflöſungsbehörden mit Ausnahme des Verfahrens über ſtreitige 
Anſprüche und des Fideikommißkonkursverfahrens. Verfahren über ſtreitige Anſprüche ſind 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, die der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit entzogen und den 
Auflöſungsbehörden zugewieſen ſind. ) 


II. Abſchnitt. 
Koften in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 


82. 
() Schuldner der Koſten iſt der Beſitzer, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. 
(2) Bei Geſchäften, die nur auf Antrag vorgenommen werden, iſt der Antragſteller Koſten⸗ 
ſchuldner. 
(3) Soweit eine Entſcheidung der Auflöſungsbehörden einem Beteiligten die Kosten erke 
trifft auch ihn die Zahlungspflicht. 
() Im übrigen gelten die SS 2 bis 5 des Preußiſchen Seriistaftengefebes mo. 


8 8. f 
Die Gebühren werden, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, nach dem Werte des Gegenſtandes, 
auf den ſich das Geſchäft bezieht, berechnet. Betrifft das Geſchäft ein echt an einer Sache, 0 Jh 


Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 7. Januar 1931.) | 41 
Geſetzſammlung 1930. (Nr. 13 555.) 8 0 ; 


300 Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 41, ausgegeben am 24. 12. 30. 


der Wert dieſes Rechtes maßgebend. Bei Nachlaßſachen gilt § 88 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes ſinngemäß. 
§ 4. 

Für die Wertberechnung gelten, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, 8 18 Abſ. 2, eg 19, 

20, 22 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. 
5 § 5. 

() Soweit die Gebühren nach dem Werte eines Vermögens zu berechnen ſind, ſind der 
Berechnung des Wertes des Vermögens die Einheitswerte nach dem Reichsbewertungsgeſetze vom 
10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 214) für das landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und 
gärtneriſche Vermögen, das Betriebsvermögen und das Grundvermögen zugrunde zu legen. 
Maßgebend ſind die Einheitswerte, die für den Zeitpunkt, welcher für die Wertberechnung ent⸗ 
ſcheidend iſt, gelten. Der Wert des ſonſtigen Vermögens iſt nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 
Gemeinnützige Einrichtungen bleiben bei der Berechnung des Wertes außer Betracht. Das gleiche 
gilt von Verſorgungsmaſſen, ſoweit ihre Erträge nicht dauernd dem Beſitzer zukommen. 
Einrichtungsgegenſtände von Gebäuden und Gegenſtände von künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem oder 
geſchichtlichem Werte kommen nur zum Ertragswert in Anſatz, ſoweit ſie nicht in den Einheits⸗ 
werten einbegriffen ſind. 

(2) Ein Schuldenabzug iſt nur in den in dieſer Verordnung vorgeſehenen Fällen zuläſſig. 

(3) Iſt der nach Abſ. 1 für die Berechnung des Wertes des Vermögens maßgebende Einheits— 
wert noch nicht feſtgeſtellt, ſo gilt der für den zuletzt abgelaufenen Feſtſtellungszeitraum feſtgeſtellte 
Einheitswert, ſofern ſich nicht der Beſtand des Vermögens inzwiſchen erheblich geändert hat. Im 
letzteren Falle iſt der Ertragswert von der Auflöſungsbehörde nach freiem Ermeſſen zu ermitteln 
und der Berechnung des Wertes des Vermögens zugrunde zu legen. Das gleiche gilt, wenn der 
Zahlungspflichtige nachweiſt, daß der Einheitswert den nach dem Durchſchnitte der Wirtſchafts⸗ 
ergebniſſe der letzten drei Jahre ermittelten Ertragswert erheblich überſteigt. 

(4) Die Beſtimmungen der vorſtehenden Abſätze gelten nicht, ſoweit es ſich um Veräußerungen 
gegen Entgelt handelt. 

§ 6. 

Bei Verſorgungsanſprüchen iſt der Wert des Rechtes auf die wiederkehrenden Leiſtungen auf 
den Betrag des einjährigen Bezugs zu berechnen, falls nicht der Geſamtbetrag der geforderten 
Leiſtungen geringer iſt. f 

§ 7. 


Die Feſtſetzung des Wertes erfolgt gebührenfrei durch den Schriftführer der Auflöſungs⸗ 
behörde. Die Auflöſungsbehörde kann den Wert feſtſetzen, wenn ſie dies für angemeſſen erachtet; 
8 23 Abf. 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt ſinngemäß. 5 
. 9 8. | a 

Die Berechnung der Koſten erfolgt durch den Schriftführer der Auflöſungsbehörde. 95 u 


89. 
Wertfeſtſetzung und Koſtenanſatz können durch den Vorſitzenden der Auflöſungsbehörde im 
Aufſichtswege geändert werden, ſoweit nicht darüber bereits die Auflöſungsbehörde entſchieden 
hat. § 25 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt ſinngemäß. S 


8 10. 


Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der Staatskaſſe gegen Wertfeſtſetzung und 
Koſtenanſatz entſcheidet die Auflöfungsbehörde, ſofern nicht der Schriftführer die Erinnerung für 
begründet erachtet und ſelbſt Abhilfe ſchafft, gebührenfrei. 

§ 11. d j 
Gegen die Wertfeſtſetzung des Auflöſungsamts und gegen deſſen Entſcheidung über Erinne⸗ 


rungen nach § 10 ſteht dem Zahlungspflichtigen und der Staatskaſſe die ſofortige Beſchwerde an 
das Landesamt für Familiengüter zu. Die Entſcheidung des Landesamts iſt endgültig. 
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§ 12. 

Die Rechte der Staatskaſſe nimmt der Leiter des Rechnungsamts des Oberlandesgerichts, 
an deſſen Sitze das Auflöſungsamt ſich befindet, wahr. Die mit der ſofortigen Beſchwerde anfecht⸗ 
baren Beſchlüſſe des Auflöſungsamts find ihm vom Schriftführer zuzustellen. Zuſtellungen an 
den Leiter des Rechnungsamts erfolgen durch Vorlegung der Urſchrift des zuzuſtellenden Schrift⸗ 
ſtücks. Wenn mit der Zuſtellung der Lauf einer Friſt beginnt, ſo iſt der Tag der Vorlegung von 
dem Leiter des Rechnungsamts auf der Urſchrift zu vermerken. 


Y 8 13. 
Für die Gebührenfreiheit, die Niederſchlagung, die Fälligkeit, die Nachforderung, den Anſatz, 
die Verjährung und die Einziehung von Koſten und die Wiedereinziehung überhobener Beträge 
gelten die Së 7 bis 17, § 136 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſinngemäß. 


§ 14. 

(1) Bei Geſchäften, die nur auf Antrag vorzunehmen find, kann vom Antragſteller ein zur 
Deckung der Koſten hinreichender Vorſchuß erhoben werden, ſoweit nicht im § 36 eine andere 
Regelung getroffen iſt. 

(2) Die Auflöſungsbehörde kann die Vornahme der Handlung von der Zahlung des für 
die baren Auslagen geforderten Vorſchuſſes abhängig machen, ſofern nicht die Verzögerung dem 
Antragſteller einen unerſetzlichen Nachteil bringen würde. 


ES 
Ein Vorſchuß wird nur inſoweit zurückbezahlt, als er den bei Beendigung des Geſchäfts in 
Anſatz kommenden Betrag an Gebühren und Auslagen überſteigt. 


§ 16. a 
Die Aushändigung von Ausfertigungen und von Abſchriften ſowie die Rückgabe vorgelegter 
Urkunden können von der vorherigen Zahlung der Koſten und Stempelabgaben abhängig gemacht 
werden. 
8 17. 
Über Erinnerungen gegen Anordnungen nach § 14 Abſ. 2 und § 16 wird im Aufſichtswege 
entſchieden. 
§ 18. 
, Volle Gebühr im Sinne diefes Abſchnitts ift die im § 32 des zen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes beſtimmte Gebühr. 


§ 19. 

(1) Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt zwei Reichsmark. 

(2) Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch zehn teilbar ſind, ſind auf volle zehn 
Reichspfennige aufzurunden. 

§ 20. 

Für die Erhebung von Auslagen gelten die Së 109 bis 112, § 114 des Preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes ſinngemäß. Für Tagegelder und Fahrkoſten gelten die Beſtimmungen über Reiſekoſten 
in Staatsdienſtangelegenheiten. Die Mitglieder der Auflöſungsämter beziehen die Sätze der 
Beſoldungsgruppe A 2 b und die des Landesamts die Sätze der Beſoldungsgruppe Ala des 
Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes, ſoweit ſie nicht einer höheren ee angehören oder 
angehört haben. 

§ 21. 

0 Eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht 

ſtatt. § 2 Abſ. 2 und 3 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt entſprechend. 
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(2) Die zur Erhebung kommenden Stempel werden nach den für Gerichtskoſtenſtempel 
geltenden Vorſchriften behandelt. Die §s 29 und 30 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes finden 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß über Einwendungen und Beſchwerden, welche 
die Feſtſetzung des für die Stempelberechnung maßgebenden Wertes oder den Anſatz von Stempel⸗ 
beträgen Sal nach den 88 7 A 12 dieſer Verordnung entſchieden wird. 


2. Die einzelnen Gebühren. 
a) Allgemeine Verfahrensgebühren. 


8.22. 

Als e Verfahrensgebühren werden erhoben: 
1. Die Aufſichtsgebühr; 
2. die Auflöſungsgebühr; 
3. die Beſchwerdegebühr. 
Die Auffſichtsgebühr. 

RE 
(( Die Aufſichtsgebühr umfaßt die geſamte Tätigkeit der Auftetungsde erde bis zur Be⸗ 
endigung des Auflöſungsverfahrens, ſoweit nicht für einzelne Geſchäfte beſondere Gebühren vor⸗ 
geſehen ſind. 
(2) Als beendigt gilt das Auflöſungsverfahren in dem Zeitpunkt, in welchem die Familien⸗ 
guts⸗ oder Hausgutseigenſchaft in den Grundbüchern oder anderen öffentlichen Büchern und 


Regiſtern gelöſcht wird oder, falls es einer ſolchen Löſchung nicht, bedarf, in dem Zeitpunkt, in 
welchem das Verfahren völlig durchgeführt iſt. 


8 24. 

Die Aulfſichtsgebühr ei E jedem Familiengut oder Hausvermögen am Schluß eines 

jeden Kalenderjahrs erhoben. Das angefangene Kalendervierteljahr wird ſowohl am Anfang 
als auch am Ende der Beaufſichtigung voll IRRE 


Hit 2 din. © MR Lt 2 Bons ane waan ir: ) 

Die Aufſichtsgebühr . 59 Zehnteile d der vollen Ge berech nach dem 
Werte des Vermögens unter Abzug der im 5 5 le dem Cous des 
Vermögens ruhenden Schulden und Laſten. ) 2 

(2) Bei Familiengütern oder Hausvermögen, bei Sehen am 1. Januar 1934 ein Verfahren 
auf freiwillige Auflöſung nicht ſchwebt, erhöht ſich von dem genannten Tage an die Auffichts: 
gebühr auf den Betrag der vollen Gebühr. Wenn bei einem Familiengut oder Hausvermögen 
nach dem 1. Januar 1934 ein Verfahren auf freiwillige Auflöſung beendet wird, ohne daß das 
Vermögen frei wird, ſo tritt die gleiche Erhöhung der Aufſichtsgebühr ein, und zwar vom CES 
des der Beendigung des Verfahrens auf freiwillige Auflöſung folgenden Kalenderjahrs. B52 


E 26, 
| Nom Selle des der ner (88 12, 40, 43 des Familiengütergeſetzes — Famchch. — 
89 28, 29 Abſ. 3, 88 40, 42 Abſ. 5, §8 49, 56, 64, 247, 250, 262, 265 des Zwangsauflöfungsgeſetzes 
— ‚ZIG, a folgenden Kalenderjahrs bis zum Schluß, des Kalendervierteljahrs, in welchem das 
Aufloſungsverfahren als beendigt gilt (8 23 Abf. 2), wird die Aufſichtsgebühr 085 25 Abſ. 1 oder 
§ 25 Abf. 2) nur zur Hälfte erhoben. i 


8 27. 


his. 23 Bei Geldfideikommiſſen. darf die Aufſichtsgebühr 10 vom Zuaterh/ Der e Se 151 
Berichtigung der Verwaltungskoſten verbleiben, nicht überſteigen. CS 
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Die Auflöſungsgebühr. 
« 8 28. j Ze 
(1) Die Auflöſungsgebühr umfaßt die geſamte Auflöſungstätigkeit der e EE 
ſoweit nicht für einzelne Geſchäfte beſondere Gebühren vorgeſchen ſind. 


(2) Zur Auflöſungstätigkeit gehören auch die Sicherungsmaßnahmen 1 ee 
behörden aus Anlaß der Auflöfung. ` 


§ 29. 

(4) Bei Familiengütern und Hausvermögen, die fr eiwilli g aufgelöſt werden, beträgt die 
Auflöſungsgebühr dreißig Zehnteile der vollen Gebühr. Wenn der Antrag auf freiwillige Auflöſung 
in der den Erforderniſſen des § 4 Abſ. 2 FamcgG. entſprechenden Weiſe vor dem 1. Oktober 1932 
geſtellt wird, ſo ermäßigt ſich die Auflöſungsgebühr auf fünfzehn Zehnteile der vollen Gebühr. 
Die Ermäßigung auf zwanzig Zehnteile der vollen Gebühr tritt ein, wenn der Antrag in gleicher 
Weiſe vor dem 1. Januar 1934 geſtellt wird. 

(2) Bei Samtfideikommiſſen, die nach den SS 42 oder 45 des ZWAG. aufgehoben werden, 
beträgt die Auflöſungsgebühr fünfzehn Zehnteile der vollen Gebühr. Bei Samtfideikommiſſen, 
die nach Së 44, 45 Zw AG. in eine Stiftung umgewandelt werden, wird neben der im Sat d 
beſtimmten Gebühr die Gehühr des § 48 erhoben. rod! Inn Alp sz 


8 90. 

(1) Bei Familiengütern und Hausvermögen, die nicht freiwillig aufgelöſt werden, beträgt 
die Auflöſungsgebühr vierzig Zehnteile der vollen Gebühr und, wenn der Zeitpunkt der Auflöfung 
(Gë 28, 247 3mAG.) erſt nach dem 1. Januar 1936 eintritt, fünfzig Zehnteile der vollen Gebühr. 

(2) Wird ein Familiengut oder Hausvermögen infolge Verzichts des Beſitzers vor dem 
1. Januar 1933 freies Vermögen, ſo ermäßigt ſich die Auflöſungsgebühr auf zwanzig Zehnteile 
der vollen Gebühr. Eine Ermäßigung der Auflöſungsgebühr auf fünfzehn Zehnteile der vollen 
Gebühr tritt ein, wenn bei einem Familiengut oder Hausvermögen, das nach den §§ 8, 247, 250 
ZwAG. erloſchen ift, infolge vertragsmäßiger Regelung der Rechte der Anwärter oder Anfall- 
berechtigten (§§ 10 ff., 247, SE 975 88 0 die e e des SE al 995 Art eines 
Vorerben nicht eintritt. f 

8 81. N . 

Bei Zwerggrundfideikommiſſen und Anteilen an Samtfideikommiſſen, die wie Zwerg⸗ 
grundfideikommiſſe aufzuheben ſind, beträgt die Auflöſungsgebühr bei e Palme zehn 
Zehnteile, andernfalls fünfzehn Zehnteile der vollen Gebühr. ; 


§ 32. Neon 
Bei Familiengütern und Hausvermögen, bei denen die freiwillige allmähliche Auflöſung 
rechtskräftig beſchloſſen und, ſoweit erforderlich, genehmigt worden iſt, wird eine Auflöſungsgebühr 
weder im Falle des Freiwerdens nach den Vorſchriften der Se 29 ff. des ECH A? bei nach⸗ 
träglicher freiwilliger ſofortiger Auflöſung erhoben. 


SHE 
Die Aufloſungsgebühr wird nach dem Werte des Vermögens Pere e Bei freiwilliger 
Auflöſung und in den Fällen der § 29 Abſ. 1, 88 42, 44, 45, 247 Zwelch. iſt der Wert des 
Vermögens im Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens auf freiwillige Auflöſung oder Aufhebung 
maßgebend. Im übrigen iſt der Wert des Vermögens im Zeitpunkt der Auflöſung (§§ 28, 247, 
250 ZWAG.) der Berechnung der „ SECH zu agen, 


: 8§ 34. 
Die Yuflöfungsgebühe Go fällig i in dem Zeitpunkt, in welchem der Fideitommißaufthſungs⸗ 
ein und, wenn ein Fideikommißauflöſungsſchein nicht erteilt wird, in dem Zeitpunkt, in dem die 
das Auflöſungsverfahren abſchließende Entſcheidung der Auflöſungsbehörde rechtswirkſam wird. 
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g § 35. 

Bei Samtfideikommiſſen, Geldfideikommiſſen und Vermögen, die wie Geldfideikommiſſe 
aufgelöſt werden (§ 50, § 54 Abſ. 2, SS 247, 251 Zw.), wird die Auflöſungsgebühr nach dem 
Werte des jeweils freiwerdenden Teiles im Zeitpunkt ſeines Freiwerdens oder, wenn das Freiwerden 
nicht kraft Geſetzes eintritt, im Zeitpunkt der Einleitung des Aufhebungsverfahrens erhoben. Die 
Gebühr wird fällig in dem Zeitpunkte des Freiwerdens der einzelnen Teile. 


§ 36. 

Bei Beginn der Sperrfriſt (§ 129 Abſ. 1 Zw Ag.) iſt als Gebührenvorſchuß die Hälfte der 
zur Erhebung gelangenden Auflöſungsgebühr zu erheben. Wenn eine Sperrfriſt nicht eintritt, 
iſt der gleiche Gebührenvorſchuß bei der Einleitung des Verfahrens auf freiwillige Auflöſung oder 
Aufhebung zu erheben. 


Die Beſchwerdegebühr. 


§ 37. 

Für die Entſcheidung einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz werden als Beſchwerdegebühr fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, ſoweit die 
Beſchwerde als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen wird oder die Koſten des Verfahrens einem 
Gegner zur Laſt fallen. Soweit dies nicht der Fall iſt, werden keine Gebühren erhoben. 


§ 38. 

Als Beſchwerdegebühr werden nur zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, wenn die 
Beſchwerde, bevor über ſie eine Entſcheidung getroffen worden iſt, zurückgenommen wird oder ſich 
auf ſonſtige Weiſe erledigt. Betrifft die Zurücknahme oder Erledigung nur einen Teil des 
Beſchwerdegegenſtandes, während über einen anderen Teil entſchieden wird, ſo iſt die Gebühr des 
Satzes 1 nur inſoweit zu erheben, als die Beſchwerdegebühr ſich erhöht haben würde, wenn die 
Entſcheidung ſich auch auf den zurückgenommenen oder erledigten Teil erſtreckt hätte. 


8 39. 


Das Landesamt kann die Gebühren nach SS 37, 38 aus Billigkeitsgründen ermäßigen oder 
anordnen, daß von ihrer Erhebung abzuſehen iſt. 


8 40. f 

Verweiſt das Landesamt eine Sache zur anderweitigen Verhandlung an das Auflöſungsamt 
zurück, ſo gilt die Fortſetzung des Verfahrens vor dem Auflöſungsamte für die Gebührenerhebung 
nicht als neues Verfahren. 

8 41. 

() Für das Verfahren über den ſofortigen Einſpruch gegen eine Entſcheidung des Vor⸗ 
ſitzenden des Auflöſungsamts ($ 239 ZWAG.) wird ein Zehnteil der vollen Gebühr erhoben, wenn 
der Einſpruch als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen wird oder die Koſten des Verfahrens 
einem Gegner zur Laſt fallen. 

(2) Das Auflöſungsamt kann aus Billigkeitsgründen die Gebühr ermäßigen oder anordnen, 
daß von ihrer Erhebung Abſtand genommen wird. 


b) Beurkundungsgebühren. 


8 42. 

(1) Für die Aufnahme von Familienſchlüſſen wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Wird ein Familienſchluß vor ſeiner Beſtätigung oder Genehmigung abgeändert oder 
ergänzt, fo wird hierfür eine Gebühr nicht erhoben, wenn der Gegenſtand, auf den ſich der Familien⸗ 
ſchluß bezieht, nicht erweitert wird. Bei Erweiterung des Gegenſtandes erhöht ſich die Gebühr 
für die Aufnahme des urſprünglichen Familienſchluſſes entſprechend dem Werte der Erweiterung. 
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S 43. 

(1) Die Aufnahme von Familienſchlüſſen zur freiwilligen Auflöſung und die Aufnahme 
von Beſchlüſſen nach Së 42, 44 ZmAG. iſt gebührenfrei. Enthält der Familienſchluß oder der 
Beſchluß nach SS 42, 44 Zu. Beſtimmungen, die mit der freiwilligen Auflöſung des Familien⸗ 
guts oder Hausvermögens nicht in Zuſammenhang ſtehen, ſo iſt inſoweit die Gebühr des § 42 
zu erheben. 


(2) Gebührenfrei ift auch die Aufnahme von Familienſchlüſſen, die erforderlich find, um 
einen früheren Familienſchluß, der die Fortgeltung der bisherigen Auflöſungsbeſtimmungen zur 
Borausfegung hat, mit den Beſtimmungen des Geſetzes über Anderungen der zur Auflöſung der 
Familiengüter und der Hausvermögen ergangenen Geſetze und Verordnungen vom 22. April 1930 
in Einklang zu bringen. 


8 44. 


Fioiür die Aufnahme eines Vertrags zur Regelung der Rechte der Anwärter oder Anfall⸗ 
berechtigten (SS 10 ff. Zw AG.) werden zwanzig Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. § 42 Abſ. 2 
gilt ſinngemäß. 


8 45. 


Im übrigen gelten für die Koſten der beurkundenden Tätigkeit der Auflöſungsbehörden die 
Së 33 bis 41 Abſ. 1, § 47 Ziff. 1 und 2, Së 48, 50, 51, 52, 53 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
ſinngemäß. Als Beſcheinigungen im Sinne des § 47 Ziff. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
gelten nicht Folgezeugniſſe ſowie Beſcheinigungen, die in einem gebührenpflichtigen Verfahren 
erteilt werden. Für die im Verfahren über die Erteilung von Folgezeugniſſen eingereichten eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherungen wird die Gebühr des § 47 Ziff. 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
nicht erhoben. Für die Aufnahme von Vergleichen im Verfahren vor den Auflöſungsbehörden wird 
eine Beurkundungsgebühr nicht erhoben, ſoweit der Inhalt des Vergleichs nicht über den Gegen⸗ 
ſtand des Verfahrens hinausgeht. 


e) Sonſtige Gebühren. 


§ 46. 


Für Pflegſchaften, mit Ausnahme der im § 50 Abf. 2 Ziff. 1 und 2 bezeichneten, wird 
die volle Gebühr erhoben. Iſt die Einleitung der Pflegſchaft zur Herbeiführung der freiwilligen 
Auflöſung des Familienguts oder Hausvermögens erforderlich, ſo ermäßigt ſich die Gebühr auf 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr, ſofern die freiwillige Auflöſung vor dem 1. Oktober 1932 in 
der den Erforderniſſen des § 4 Abſ. 2 FamGG. entſprechenden Weiſe beantragt iſt. Eine 
Ermäßigung auf fünf e der geg Gebühr tritt ein, ſofern die 5 en in 
gleicher Weiſe vor dem 1. Januar 1934 beantragt . 


N 8 47. 

Für die Beſtellung von 3 bei einem Enmitipeilonmmiffe rer? die Auflöſungs⸗ 
behörde (§S 34 Abſ. 1, SR 35, 38 ZWAG.) wird eine Gebühr von zwei Zehnteilen der vollen 
Gebühr erhoben. N d 


§ 48. 


(1) Für die Errichtung von Stiftungen in den Fällen der 88 44, 45, 99 Abſ. 1 ZwAG. und 
die Anderung der Stiftungsſatzung im Falle des 8 97 Satz 2 ZmAG. wird die volle Gebühr 
erhoben. Wird im Falle des § 99 Abſ. 1 ZmAG. die Stiftung auf Grund eines Familienſchluſſes 
errichtet, ſo wird die Errichtungsgebühr nicht erhoben. 


(2) Im übrigen gelten hinſichtlich aller der Aufſicht der Auflöſungsbehörden unterſtehenden 
Stiftungen die Vorſchriften der SS 94, 95 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſinngemäß. 
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§ 49. 

(1) Im Verfahren der Familiengutsverwaltung (§ 14 Abſ. 2, SS 16 ff. FamGG., § 129 
Abſ. 2, § 149 ZWAG.) und im Verfahren der Sequeſtration (§ 229 ZWAG.) werden neben der 
Aufſichtsgebühr (SS 23 ff.) für jedes Verwaltungsjahr f fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 
Die Gebühr iſt in derſelben Weiſe wie die Aufſichtsgebühr zu berechnen. Der Tag der Anordnung 
der Familiengutsverwaltung gilt als erſter Tag eines jeden Verwaltungsjahrs. Die Gebühr ift 
bis zum Ende des Verwaltungsvierteljahrs zu erheben, in welchem die Familiengutsverwaltung 
oder die Sequeſtration aufgehoben wird. Iſt mit der Familiengutsverwaltung ein Schulden 
tilgungsverfahren verbunden, ſo erhöht ſich für die nach Satz 3 und 4 zu berechnende Dauer des 
Schuldentilgungsverfahrens die Gebühr um fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 

(2) Liegt der Auflöſungsbehörde, ohne daß eine Familiengutsverwaltung angeordnet tft, 
die Aufſicht über die Verwaltung eines Grundſtücks ob, jo werden hierfür neben der Aufſichts⸗ 
gebühr (SS 23 ff.) jährlich zwei Zehnteile der vollen Gebühr, berechnet nach dem Werte des Grund- 
ſtücks nach Abzug der im Grundbuch eingetragenen Schulden und Laſten, erhoben. Das angefangene 
Kalendervierteljahr wird ſowohl am Anfang wie am Ende der Beaufſichtigung voll gerechnet. 


§ 50. 

() Für die Verrichtungen, die nach der Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins den 
Auflöſungsbehörden an Stelle des Nachlaß⸗ oder des Vormundſchaftsgerichts obliegen (§§ 27, 247, 
262 Abſ. 4 Zw AG.), werden Gebühren nach den ſinngemäß geltenden Vorſchriften des 5. und 6. Ab⸗ 
ſchnitts des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben, ſoweit ſich aus dem nachſtehenden Abſatze 
nichts anderes ergibt. 

(2) Es werden erhoben: 

1. für Pflegſchaften zur Wahrnehmung der Rechte des Nacherben (§ 17 Abſ. 2 Zw AG.) fünf 

f Zehnteile der vollen Gebühr, berechnet nach dem Werte des Vermögens unter Abzug der 

im Grundbuch eingetragenen auf dem Stamme des Vermögens ruhenden Schulden und 
Laſten. Erſtreckt ſich die Pflegſchaft über mehrere Jahre, ſo wird die Gebühr für jedes 
Jahr erhoben. Für die Berechnung der jährlichen Gebühr gelten die Vorſchriften des 8 49 
Abſ. 1 Satz 2 und 3 dieſer Verordnung; 


2. für Pflegſchaften nach 8 17 Abſ. 4 Zw. die volle Gebühr. Die Wertberechnung erfolgt 
nach § 22 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Die Vorſchriften des Abſ. 2 
Ziff. 1 Satz 2 und 3 gelten entſprechend; 

„ fur die Erteilung, Einziehung oder Kraftloserklärung eines Zeugniſſes über das Recht 
des Nacherben ($ 17 Abſ. 3 ZWAG.) die Hälfte der Gebühren, die nach § 78 des Preußi⸗ 
ſchen Gerichtskoſtengeſetzes für die entſprechenden Geſchäfte beim Erbſchein zu erheben find; 

4. für die Erſetzung der Einwilligung des Nacherben zur eee eines Rechtsgeſchäfts 
die volle Gebühr. 


e 51. 

Im Verfahren über die Abfindung oder eine Verſorgung nach der Erteilung des Fidei⸗ 
kommißauflöſ ungsſcheins oder der dieſem gleichſtehenden Entſcheidung der Auflöſungsbehörde (§ 65 
Abſ. 2, SS 87, 88, 247, 250, 260, 264 ZWAG.) werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, 
ſoweit es ſich nicht um Verfahren über ſtreitige Anſprüche handelt. Die Gebühr iſt nach dem Werte 
der beanſpruchten Abfindung oder Verſorgung zu berechnen. 


8 52. 
(1) Im Verfahren über Anträge nach den 88 167 bis 169 MAG. werden fünf Zehnteile der 
vollen Gebühr erhoben. Das Verfahren iſt gebührenfrei, ſoweit es auf Antrag der Forſtaufſichts⸗ 
behörde eingeleitet worden iſt. 


(2) Die Vorſchriften gelten entſprechend, wenn 1 das Ee auf ein Wife Deich⸗ oder 
Landgut bezieht ($ 174 Abſ. 3, § 175 Zw AG.). 


Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 41, ausgegeben am 24. 12. 30. 307 


8 53. 


(1) Die Aufnahme und die Annahme von Geſuchen, Anträgen oder Beſchwerden obt 
gebührenfrei. 

(2) Soweit nicht beſondere Vorſchriften getroffen find, werden im Falle der Zurücknahme 
eines Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen iſt oder die beantragte Verhandlung ftatt- 
gefunden hat, zwei Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens jedoch zwanzig Reichsmark, für die Zurück⸗ 
weiſung eines unbegründeten oder unzuläſſigen Antrags fünf Zehnteile der vollen Gebühr, böchſtenz 
jedoch fünfzig Reichsmark, erhoben. 

(3) Wird ein Familienſchluß über die freiwillige Auflöſung nicht beſtätigt oder nicht ge⸗ 
nehmigt, oder wird der Antrag auf Aufnahme eines ſolchen Familienſchluſſes zurückgewieſen, ſo 
werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr, berechnet nach dem Werte des Vermögens, erhoben. 

(4) Die Auflöſungsbehörde kann die Gebühren der Abſ. 2 und 3 aus Billigkeitsgründen er⸗ 
mäßigen oder anordnen, daß von ihrer Erhebung abzuſehen iſt. 


8 54. 
Es kommen ferner zur entſprechenden Anwendung: 


1. die Vorſchriften der SS 84 bis 86 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes für das Ausein⸗ 
anderſetzungsverfahren über die Anteile eines Samtfideikommiſſes nach $ 41 Zw.; 
2. die Vorſchriften des § 101 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Verfahren zur Ver⸗ 
hängung von Ordnungsſtrafen; 
3. die Vorſchriften des S 106 Abſ. 1 und des § 107 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
hinſichtlich der Erteilung beglaubigter Abſchriften aus den Akten der Auflöſungsbehörde 
und der Vereitlung von Terminen; 


4. die Vorſchriften des § 33 Ziff. 6 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Aufgebotsver⸗ 
fahren nach $ 147 ZwAG. In den Fällen der Së 43, 64 Abſ. 3, SS 142, 247, 251 OO, 
iſt nur die Hälfte der Sätze des § 33 Ziff. 6 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu erheben; 


5. die Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Vollſtreckungsverfahren, ſoweit 
in dieſer Verordnung keine beſondere Gebühr angeordnet iſt (§ 49 Abſ. 1). Für die Ent⸗ 
ſcheidung über die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung, von Zeugniſſen über die 
Rechtskraft und über Feſtſetzung der einem Beteiligten zu erſtattenden Koſten wird eine 
Gebühr nicht erhoben. 


N III. Abſchnitt. 
Koſten im Verfahren über ſtreitige Anſprüche und im Fideikommißkonkursverfahren. 
§ 55. 

(1) In dem Verfahren über ſtreitige Anſprüche (GG 1 Abſ. 2 Satz 2) und im Fideikommiß⸗ 
konkursverfahren werden Koſten nach Maßgabe der ſinngemäß anzuwendenden Vorſchriften des 
§ 115 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes über Koſten 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und im Konkursverfahren erhoben. | 

(2) An die Stelle der SS 4, 18 und 19 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes treten die Vor⸗ 
ſchriften der SS 7 bis 12 dieſer Verordnung. Bei der Berechnung des Wertes des Streitgegenſtandes 
finden die SS 5 und 6 dieſer Verordnung entſprechende Anwendung. Die Vorſchriften des § 20 
Satz 2 und 3 und des $ 21 Abſ. 2 dieſer Verordnung gelten ſinngemäß. 


8 56. 


Beſchlüſſe der Auflöſungsbehörden oder ihrer Vorſitzenden, die eine Entſcheidung enthalten, 
welche im ordentlichen Rechtsſtreite nur in Form eines Urteils ergehen könnte, ſtehen koſtenrechtlich 
den Urteilen gleich. Die Urteilsgebühr wird jedoch nur zur Hälfte erhoben, wenn vor der Ent⸗ 
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ſcheidung eine mündliche Verhandlung nicht angeordnet war. Das Verfahren über den ſofortigen 
Einſpruch ($ 239 Zw.) bildet mit dem voraufgegangenen Verfahren eine Inſtanz. Das Ver⸗ 
fahren über einſtweilige Anordnungen ſteht hinſichtlich der Koſten dem Verfahren über einſtweilige 
Verfügungen gleich. 

§ 57. 

Die ſofortige Beſchwerde an das Landesamt gilt koſtenrechtlich als Berufung, ſofern die Be⸗ 
ſchwerde ſich gegen eine Entſcheidung des Auflöſungsamts richtet, die im ordentlichen Rechtsſtreite 
nur in Form eines Urteils ergehen könnte. Das Verfahren vor dem Landesamt über eine ſolche Be⸗ 
ſchwerde gilt als Verfahren in der Berufungsinſtanz. In allen anderen Fällen werden im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren vor dem Landesamte dieſelben Koſten erhoben wie im Beſchwerdeverfahren in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und im Konkursverfahren. § 39 findet Anwendung. 


Teil B. 
Die Koſten anderer Behörden. 


8 58. 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung ſind auch dann anwendbar, wenn in den durch die 
Verordnung betroffenen Angelegenheiten an Stelle der Auflöſungsbehörden ein Gericht tätig wird. 


8 59. 


(1) Für Verrichtungen, die die Auflöſungsgeſetze Gerichten übertragen, werden Koſten nach 
Maßgabe der für Verrichtungen gleicher Art geltenden Gerichtskoſtengeſetze erhoben. Die Gebühren⸗ 
ſätze des § 50 Abſ. 2 dieſer Verordnung gelten auch für die Gerichte. 


a (2) Für die Koſten im Verfahren über die Erteilung eines Gutsfolgezeugniſſes (8 165 
Abſ. 3 Satz 4, § 174 Abſ. 3, § 175 Abf. 1 Zw AG.) gelten die Vorſchriften des Preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes hinſichtlich der Koſten im Verfahren über die Erteilung eines Erbſcheins ſinngemäß. 
(3) Gebührenfrei find: 
1. die Löſchung der Familienguts⸗ oder Hausgutseigenſchaft in den Grundbüchern und 
anderen öffentlichen Büchern und Regiſtern; 
2. die Eintragung eines Schutzforſtes, eines Wald⸗, Wein⸗ oder Deichguts und die Ein⸗ 
tragung von Vermerken im Sinne des § 162 Abſ. 2 Satz 3 und § 163 Abſ. 1 
Satz 2 ZwAG); 
3. die Löſchung der unter Ziff 2 2 bezeichneten Eintragungen und die lee des Land⸗ 
gutsvermerks. 


e 60. Ge 9 
Fiaür Verrichtungen, die die Auflöſungsgeſetzgebung anderen Verwaltungsbehörden als den 
Auflöſungsbehörden überträgt, werden Koſten nach Maßgabe der Koſtenvorſchriften erhoben, die 
für dieſe Behörden bei Geſchäften gleicher Art gelten. Das Geſetz über ſtaatliche Verwaltungs⸗ 
gebühren vom 29. September 1923 (Geſetzſamml. S. 455) in Verbindung mit der Verwaltungs⸗ 


gebührenordnung vom 30. Dezember 1926 GGeſetzſamml. S. 327) gilt mit den ſich aus 5 61 
dee Ergänzungen. 


8 61. 
(1) Für die Koſten der ftaatlichen Forſtaufſicht iſt $ 159 MAG. maßgebend. 


(2) Für die i der n eee werden nachſtehende Gebühren 
erhoben: 


1. für die en Ss SE eines Schutzforſtes oder eines Waldguts im 
ganzen oder in Teilen ½ vom Hundert des Kaufpreiſes einſchließlich des Wertes der aus⸗ 
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bedungenen Leiſtungen und vorbehaltenen Nutzungen oder des Grundſtückswerts, falls 
ein Kaufpreis nicht in Frage kommt oder der Kaufpreis geringer iſt als der Grund⸗ 
ſtückswert; 

2. für die Genehmigung zur Teilung des zu einem Schutzforſt oder einem Waldgute 
gehörenden Grundbeſitzes die Hälfte der Gebühr nach Ziff. 1; 

3. für die Genehmigung zur Zuſchlagung von Grundbeſitz zu einem Schutzforſt oder Wald⸗ 
gut ½¼ꝛů vom Hundert des Wertes des zuzuſchlagenden Grundbeſitzes. Werden einem 
Schutzforſt oder einem Waldgute Waldgrundſtücke, oder Grundſtücke, die unmittelbar den 
Zwecken der Forſtwirtſchaft dienen (3. B. Grundſtück mit Förſterwohnung, Förſter⸗ 
dienſtland), zugeſchlagen, ſo wird die Gebühr nicht erhoben. 

(3) Bei der Berechnung des Wertes findet § 5 dieſer Verordnung Anwendung. 


(4) Die vorſtehenden Vorſchriften gelten ſinngemäß bei Wein-, Deich⸗ oder Landgütern. 


8 62. 

Soweit Verwaltungsbehörden nach den Beſtimmungen der Auflöſungsgeſetze vor einer 
Entſcheidung der Auflöſungsbehörden zu hören ſind oder gehört werden können, werden bei den 
Verwaltungsbehörden beſondere Gebühren nicht erhoben. Ihre Auslagen ſind den CES 
behörden zwecks Einziehung mitzuteilen. 


Teil C. 


Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte im Verfahren vor den en 
Auflöſungsbehörden. 


§ 63. 


Die Vergütung des Rechtsanwalts für ſeine Berufstätigkeit im Verfahren vor den 1 

löſungsbehörden richtet ſich, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, 

1. in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (§ 1 Abſ. 2 Satz 1) nach den Vor⸗ 
ſchriften der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, 

2. im Verfahren über ſtreitige Anſprüche ($ 1 Abſ. 2 Satz 2) und im Fideikommißkonkurs⸗ 
verfahren nach den ſinngemäß anzuwendenden Vorſchriften der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte über die Vergütung des Rechtsanwalts in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten und im Konkursverfahren. 


§ 64. 


(1) Für die Berechnung des Wertes des Gegenſtandes, nach dem die Gebühren zu berechnen 
find, gelten die bei der Berechnung der Koften der Auflöſungsbehörden maßgebenden Vorſchriften. 

(2) Der für die Berechnung der Gebühren der Auflöſungsbehörden feſtgeſetzte Wert iſt auch 
für die Berechnung der Gebühren der Rechtsanwälte maßgebend. Gegen die Wertfeſtſetzung ſteht 
dem Rechtsanwalte ſelbſtändig die Erinnerung und die ſofortige Beſchwerde zu. 


8 65. 
) (J) Für die Vertretung im Auflöfungsverfahren erhält der Rechtsanwalt als Vertreter des 
Beſitzers fünfzehn Zehnteile, des nächſten Folgeberechtigten zehn Zehnteile und eines anderen 
Beteiligten acht Zehnteile der vollen Gebühr des Artikels 3 der Landesgebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte und Gerichtsvollzieher. 
(2) In beſonders ſchwierigen Fällen oder bei beſonderer Mühewaltung des Rechtsanwalts 
kann die Gebühr um fünf Zehnteile erhöht werden. , 
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§ 66. N , 

() Fünf Zehnteile der vollen Gebühr des Artikels 3 der Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher erhält der Rechtsanwalt für die Vertretung des Beſitzers 
oder eines anderen Beteiligten: ö N h 

1. im Verfahren zur Bildung eines Schutzforſtes, eines Wald⸗, Wein: oder Deichguts; 

2. im Verfahren zur Bildung einer Stiftung; | E 

3. im Verfahren zur Sicherung von Gegenſtänden von beſonderem geſchichtlichen, wiſſen⸗ 

ſchaftlichen oder künſtleriſchen Werte, von Sammlungen und Archiven; 

4. im Verfahren zur Erhaltung gemeinnütziger Anſtalten und Einrichtungen; 

5. im Verfahren zur Regelung der Abfindung oder Verſorgung, ſoweit die Anſprüche nicht 

ſtreitig ſind; di 

6. im Verfahren zur Sicherung der Anſprüche der Gläubiger, ſoweit es ſich nicht um 

ſtreitige Anſprüche handelt; 

7. im Verfahren zur Regelung der Rechte der Anwärter oder Anfallberechtigten (SS 10 ff. 

Zw AG.); f 
8. im Verfahren der Familiengutsverwaltung. 


(2) In beſonders ſchwierigen Fällen oder bei beſonderer Mühewaltung des Rechtsanwalts 
kann die Vergütung auf den Betrag der vollen Gebühr erhöht werden. ? 


(3) Erſtreckt ſich die Vertretung auf mehrere der im Abf. 1 genannten Verfahren, die ganz 
oder teilweiſe zu gleicher Zeit ſchweben, ſo darf die Geſamtvergütung des Rechtsanwalts den Betrag 
einer vollen Gebühr des Artikels 3 der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichts⸗ 
vollzieher, berechnet nach dem Werte des Familienguts oder Hausvermögens, nicht überſteigen. 


(4) Vertritt der Rechtsanwalt den Beſitzer oder einen anderen Beteiligten außer in den 
im Abſ. 1 bezeichneten Verfahren auch im Auflöſungsverfahren und ſchweben die Verfahren ganz 
oder teilweiſe zu gleicher Zeit, To kann der Rechtsanwalt die Gebühren der Abſ. 1 bis 3 nicht ver⸗ 
langen, wenn die ihm nach 8 65 zuſtehende Gebühr den Betrag einer vollen Gebühr des Artikels 3 
der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, berechnet nach dem Werte 
des Familienguts oder Hausvermögens, erreicht. Bei Entſcheidungen über Anträge nach § 65 Abſ. 2 
auf Erhöhung der Gebühr des § 65 Abf. 1 iſt jedoch die Tätigkeit des Rechtsanwalts bei den Ver⸗ 
fahren des Abſ. 1 angemeſſen zu berückſichtigen, ſoweit er hierfür eine beſondere Gebühr nicht erhält. 


8 67. 


(J) Neben den Gebühren der SS 65 und 66 erhält der Rechtsanwalt nur die Sondergebühren 
des Artikels 10 und des Artikels 13 der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichts⸗ 
vollzieher. Für den Entwurf eines Familienſchluſſes oder eines Vertrags zur Regelung der Rechte 
der Anwärter oder Anfallberechtigten ſteht dem Rechtsanwalte jedoch eine beſondere Gebühr nicht zu. 


e) Für den Geſamtbetrag der Gebühren eines Rechtsanwalts, der nicht allgemein zum 
Vertreter im Auflöſungsverfahren oder in einem Verfahren des § 66 Abſ. 1 beſtellt iſt, ſondern 
dem nur einzelne Handlungen aufgetragen find, gilt § 48 der Deutſchen Gebührenordnung 
ſinngemäß. Evert , , 

8.68. 
Über Anträge auf Erhöhung der Gebühren nach § 65 Abſ. 2 und § 66 Abſ. 2 entſcheiden 
die Auflöſungsbehörden. Gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts ſteht dem Rechtsanwalte, 


ſeinem Auftraggeber und dem erſtattungspflichtigen Gegner die ſofortige Beſchwerde an das 
Landesamt zu. np 10 Be "NEE 


8 69. 
Verfahren über einftweilige Anordnungen ftehen im Sinne der Vorſchriften der Deutſchen 


Gebührenordnung für Rechtsanwälte den Verfahren über einſtweilige Verfügungen gleich. 
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§ 70. 

Das Wes über den ſofortigen Einſpruch gegen eine Eutſcheidung des Vorſitzenden des 
Auflöſungsamts (S 239 3mAG.) ſteht im Sinne der Beſtimmungen der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte dem Verfahren über einen Antrag auf Anderung einer Entſcheidung 
eines beauftragten oder erſuchten Richters gleich. In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit (§ 1 Abſ. 2 Satz 1) erhält der Rechtsanwalt im Verfahren über den ſofortigen Einſpruch 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr des Artitels 3 der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und Gerichtsvollzieher. 

§ 71. 

Im Besch gerd ahren vor dem Landesamt erhält der Rechtsanwalt: 

1. bei Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (§ 2 Abſ. 2 Satz 1) fünf Sehe 
der vollen Gebühr des Artikels 3 der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher; 

2. im Verfahren über ſtreitige Anſprüche (§ 1 Abſ. 2 Satz 2) und im Fideikommißkonkurs⸗ 
verfahren dieſelbe Vergütung, die er nach der Deutſchen Gebührenordnung für Rechts⸗ 

anwälte im Beſchwerdeverfahren bei bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und im Konkurs⸗ 
verfahren erhalten würde. Wenn ſich jedoch die Beſchwerde gegen eine Entſcheidung 
richtet, die im ordentlichen Rechtsſtreite nur in Form eines Urteils ergehen könnte, ſo 
erhält der Rechtsanwalt dieſelbe Vergütung, die er nach der Deutſchen Gebührenordnung 

für Rechtsanwälte in en nn im * „ 
würde. | 


8 72. 


In den Fällen der SS 88, 89, § 93 Abi. 2 der Deutſchen TUNG für 3 
anwälte ent ede die ae ere EECH 


Seil D. 
een and Auslagen der Gerichtsvollzieher und der Wengen H 
E, mb Sachverſtändigen. a 
a 150 8 73. 

Für die e Wi Auslagen der Gerichtsvollzieher im Gerfabren! vor den Auftähungg- 
behörden gelten bei Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (§ 1 Abſ. 2 Satz 1) die Vor⸗ 
ſchriften der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und im Verfahren 
über ſtreitige Anſprüche (§ 1 Abſ. 2 Satz 2) und im Fideikommißkonkursverfahren die Vorſchriften 
der Deutſchen Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher ſinngemäß. Bei der KEN finden 
die Vorſchriften der Së 5 und 6 dieſer eee Anwendung. ! 


8 74. 


Für die Gebühren und Auslagen der Zeugen und Sachverſtändigen im Verfahren vor den 
Auflöſungsbehörden gelten die Beſtimmungen der 5 d Sn a 19 900 
ſtändige ſinngemäß. 


; Seil E. 
Schlußbeſtimmungen. 


8 75. 


Soweit für die Berechnung und Einziehung der Gebühren, Auslagen und Stempel im 
Verfahren vor den Auflöſungsbehörden keine beſonderen Beſtimmungen > E ZE dig 
Vorſchriften für die Berechnung und Einziehung der Gerichtskoſten. Lagere": 
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8 76. 
Die Verpflichtung des Beſitzers zur Zahlung von Koſten begründet eine Stammſchuld. Für 


die Aufſichtsgebühr (SS 23 ff.) und die Gebühren nach § 49 Abf. 2 haftet der Beſitzer, während deſſen 
Beſitzzeit die Gebühren fällig geworden ſind, auch perſönlich. 


§ 77. 

Soweit in den Vorſchriften der Geſetze und Verordnungen, welche in den Teilen A, C und D 
dieſer Verordnung für anwendbar erklärt worden ſind, Verrichtungen dem Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle eines Gerichts zugewieſen find, tritt an deſſen Stelle der Schriftführer der Auf- 
löſungsbehörde. Soweit gegen eine Entſcheidung die Erinnerung an ein Gericht zuläſſig iſt, findet 
die Erinnerung an die Auflöſungsbehörde ſtatt. An die Stelle der Beſchwerde oder ſofortigen 
Beſchwerde an ein übergeordnetes Gericht tritt die ſofortige Beſchwerde an das Landesamt. 


§ 78. 

Gegen eine Entſcheidung des Vorſitzenden des Auflöſungsamts findet in allen Fällen zunächſt 
der ſofortige Einſpruch an das Auflöſungsamt (§ 239 Zw.) und gegen eine Entſcheidung eines 
beauftragten Mitglieds der Auflöſungsbehörde oder eines erſuchten Richters der Antrag auf Ent⸗ 
ſcheidung der Auflöſungsbehörde ($ 240 Zw.) ſtatt. 


8 79. 


N Die Einlegung von Erinnerungen kann ſchriftlich bei der Auflöſungsbehörde oder mündlich 
zur Niederſchrift des Schriftführers der Auflöſungsbehörde erfolgen. 


§ 80. 

Für die ſofortige Beſchwerde, den ſofortigen Einſpruch und den guf auf Entſcheidung 
der Auflöſungsbehörde gelten die Vorſchriften des Zwangsauflöſungsgeſetzes über dieſe Rechts⸗ 
behelfe (SS 232 bis 241 Zw.). Die Vorſchriften des § 9 Satz 2 und des § 55 W 2 Satz 1 in 
Verbindung mit § 9 Satz 2 dieſer Verordnung bleiben unberührt. 


$ 81. 

Soweit nach dieſer Verordnung und nach den in den Teilen A, C und D für anwendbar 
erklärten Vorſchriften Anordnungen oder Entſcheidungen im Verwaltungs- oder Aufſichtswege zu 
treffen find, find dieſe von den Aufſichtsinſtanzen der Auflöſungsbehörden (Präſident der Auf⸗ 
löſungsbehörde, Juſtizminiſter) zu treffen. 


8 82. 


Bei den von den Aufſichtsinſtanzen der Auflöſungsbehörden zu erledigenden Angelegen⸗ 
heiten werden Koſten nach Maßgabe des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 
29. September 1923 (Geſetzſamml. S. 455) in Verbindung mit der Verwaltungsgebührenordnung 
vom 30. Dezember 1926 (Geſetzſamml. S. 327) erhoben. 


S 83. 
Soweit in dieſer Verordnung auf andere Geſetze und Verordnungen verwieſen iſt, ſind 
dieſe in ihrer jeweils geltenden Faſſung maßgebend. 
8 84. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sie findet auf alle vor dem 


1. Oktober 1930 noch nicht fällig gewordenen Koſten und noch nicht beendeten Geſchäfte An⸗ 
wendung, ſoweit ſich aus den SS 85 bis 88 nichts anderes ergibt. 


8 85. 


(1) Soweit Gebühren jährlich zu erheben ſind, richtet ſich die Gebühr 3 das am 
1. Oktober 1930 laufende Jahr nach den bisherigen Beſtimmungen. 
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(2) Bei einem am 1. Oktober 1930 ſchwebenden Schuldentilgungs⸗ oder Schuldenpfleg⸗ 
ſchaftsverfahren oder einer Zwangsverwaltung im Sinne des § 11 der Verordnung über Familien⸗ 
güter in ihrer bis zum 1. Oktober 1930 geltenden Faſſung werden, falls dieſe Verfahren nicht in 
eine Familiengutsverwaltung übergeleitet werden, vom Ablauf des am 1. Oktober 1930 laufenden 
Jahres die Gebühren erhoben, die nach § 49 Abſ. 1 dieſer Verordnung für das Verfahren der 
Familiengutsverwaltung zu erheben ſind. Beim Schuldentilgungsverfahren wird von dem 
genannten Zeitpunkt an dieſelbe Gebühr erhoben wie bei einer Familiengutsverwaltung, mit der 
ein Schuldentilgungsverfahren verbunden iſt. 


§ 86. 
Bei Familiengütern und Hausvermögen, bei denen bei Inkrafttreten diefer Verordnung ein 
Familienſchluß über die freiwillige Auflöſung bereits verlautbart iſt, wird die Auflöſungsgebühr 
(SS 29, 31) nicht erhoben. , , e 


§ 87. 

() Wird einem rechtzeitig aufgenommenen Familienſchluſſe die Beſtätigung nur aus dem 
Grunde verſagt, weil er die freiwillige allmähliche Auflöſung anordnet (8 44 Fam.), oder wird 
ein ſolcher Familienſchluß nicht wirkſam, weil die miniſterielle Genehmigung zur allmählichen 
Auflöſung nicht erteilt wird, ſo ſind die Gebühren für die Aufnahme des Familienſchluſſes nieder- 
zuſchlagen. Bereits erhobene Gebühren ſind auf die ſpäter entſtehende Auflöſungsgebühr 
anzurechnen. 


(2) Sit bei einem Familiengut oder Hausvermögen, bei dem die freiwillige allmähliche 
Auflöſung beſchloſſen iſt, bereits vor Inkrafttreten dieſer Verordnung ein Familienſchluß zur 
Herbeiführung der freiwilligen ſofortigen Auflöſung verlautbart worden, ſo iſt die Gebühr für die 
Aufnahme des letzteren Familienſchluſſes niederzuſchlagen, ſofern der Übergang von der allmählichen 
zur ſofortigen Auflöſung nach dem 1. Juli 1929 aus Anlaß der Anderung der Auflöſungsgeſetz⸗ 
gebung erfolgt iſt. 


8 88. 
Hat ein Rechtsanwalt für eine vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung begonnene Tätig- 
keit nach den bisherigen Vorſchriften eine höhere Vergütung verdient, als ihm nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſer Verordnung zuſteht, ſo verbleibt ihm die höhere Vergütung. 


Berlin, den 22. Dezember 1930. 1 : SC 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun Höpker Aſchoff Schmidt 


gleich für den Miniſter für Landwirtſchaft, 
9 dennen und Forſten. { 
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